Von kalten Energiestrategien zu heißen Rohstoffkriegen?

Schachspiel der Weltmächte zwischen Präventivkrieg und zukunftsfähiger Rohstoffpolitik im Zeitalter des globalen Treibhauses
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Von 8.  – 13. Juli fand heuer die 24. Internationale Sommerakademie des Österreichischen Studienzentrums für Frieden und Konfliktlösung (ÖSFK) statt. Knapp 350 Menschen folgten der Einladung ins südliche Burgenland auf die Burg Schlaining. 

Die von Hans Lukits (BEWAG) eröffnete Akademie führte wieder ein breites Spektrum von TeilnehmerInnen nach Schlaining. Nicht nur unterschiedliche Wissenschaftsdisziplinen (Naturwissenschaften, Kultur- und Sozialanthropologie, Politikwissenschaft, Soziologie, Militärwissenschaft, Kommunikationswissenschaft u.a.), sondern auch VertreterInnen sozialer Bewegungen, Gewerkschaften, Kirchen und vor allem eine große Anzahl von Studierenden aus Österreich, Deutschland, der Schweiz, Ungarn und der Slowakei nahmen an der Sommerakademie teil. Erfreulich war das Echo, welches die Veranstaltung in den Medien ausgelöst hatte (Print, Online, radio%attac, ORF). 

In seiner Eröffnungsrede betonte der Präsident des Friedenszentrums Schlaining Gerald Mader den Imperativ, dass Macht nicht zum Endzweck politischen Handels werden darf. Die Moral des Stärkeren, wie diese sich in Imperialismus, Kolonialismus, in den Weltkriegen aber auch in Ressourcenkonflikten widerspiegelt, ist demnach eine egoistische oder auch eine Doppelmoral, die durch den Westen verteidigt wird. Er warnte aber vor einer Politik ohne Moral und verweist auf die Notwendigkeit umzudenken. Maders Appell für ein neues Verständnis von globalen Werten, persönlicher Sicherheit und von einem menschenwürdigen Leben ist nicht zuletzt darin begründet, dass „unser Wohlstand der globalen Ungerechtigkeit verdankt ist, die unserem eigenen Verständnis von Moral und Gerechtigkeit widerspricht“.

Wolfgang Sachs
 (Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie) skizzierte im Festvortrag die Konfliktträchtigkeit von Ressourcenproblemen in einem globalen Zusammenhang. Die Rivalität um Ressourcen ist so alt wie die Menschheit, so Sachs, aber die entsprechenden Konflikte haben sich historisch betrachtet verändert. Die Endlichkeit von Ressourcen verschärft nun die Rivalität rund um Fragen von Besitz und Zugang und steigert den Druck auf Menschen, indem sie „den Schatten sozialer Konflikte voraus wirft, lange bevor die ökologische Endlichkeit erreicht ist“. In diesem Zusammenhang beschrieb Sachs 4 Dimensionen von Ressourcenkonflikten: Im Rahmen von Subsistenzkonflikten fallen lokale (Subsistenz-)Interessen jenen ferner Energie- und Luxusbedürfnissen zum Opfer, wenn etwa indigene Bevölkerungen in Ekuador durch Entwaldung und Wasserverschmutzung aufgrund der Ölförderung ihrer Lebensgrundlage beraubt werden. Regimekonflikte erzählen vom „Ressourcenfluch“, wenn Ressourcenreichtum nicht zu Wohlstand, sondern zu Totalitarität und Verschuldung führt und diese Kleptokratien oder „Kulturen der Korruption“ im Sinne der Lukrativität den Interessen demokratischer Staaten genügen. In Verteilungskonflikten wird das Ende der „euro-atlantischen Spezialbeziehungen“ sichtbar, wo die Nachfrage die eigenen Kapazitäten längst überschritten hat und neue Mächte wie China, Brasilien, Indien und Russland zu einer Verschiebung am geopolitischen Feld führen. Und zuletzt verdeutlichen Verlagerungskonflikte die Rolle des Klimawandels als Armutsverstärker, wenn das Ansteigen des Meeresspiegels, Hochwasser, Bodenerosion etc. bereits fragile Gegenden bedrohen. Sachs resümierte, dass unser Verständnis von territorialer Sicherheit ein veraltetes ist, da es keinen unverwundbaren Ort auf der Welt und keine Distanzen mehr gibt. Es geht vielmehr um Grundfragen der Gerechtigkeit und um die kosmopolitische Berufung „nicht mehr zu geben, sondern weniger zu nehmen“.

Von der Energiesicherheit zum Ressourcenkrieg?

Am zweiten Tag der Sommerakademie erläuterte Elmar Altvater
 (Freie Universität Berlin) politische Zusammenhänge der Energiesicherheit in EU, USA und NATO. Da Produktions- und Extraktionsländer kaum mehr zusammenfallen bzw. ident sind, muss Erdöl aus dem Nahen und Mittleren Osten, Afrika und Lateinamerika geschöpft werden. Dies wird durch das System des Freihandels ermöglicht, welches die Extraktionsländer in massive Abhängigkeitsverhältnisse stürzt und das auch mit militärischen Mitteln erzwungen und verteidigt wird. Um sich Ressourcen zu bemächtigen geht es aber neben Eigentumsrechten und Fragen der Souveränität auch um den Schutz von Netzwerken (Pipelines, Straßen, Kommunikationsmittel, finanzielle und logistische Netzwerke), was auch im Krieg gegen den Terror eine vordergründige Rolle spielt. So wird gerade etwa „Deutschlands Souveränität am Hindukusch verteidigt“, so Altvater. Schon der „Menschenrechtspräsident“ Carter machte klar, dass Angriffe auf das Öl im persischen Golf als Angriff auf die USA erachtet und mit Militäreinsatz bestraft werden. Dieser in den 90ern durch die NATO propagierte, erweiterte Sicherheitsbegriff findet auch in der EU Anklang, wobei die Positionen noch auseinander gehen. Als Lösungsansätze werden hier Diversifizierung des Energieangebots mit Schwächung der Rolle Russlands, Steigerung der Energieeffizienz, Energiesparen und Veränderung des Energiemix genannt. In Bezug auf letzteres warnte Altvater vor der vermeintlichen Lösung durch Biosprit, den er besser in „Agrosprit“ umbenannt sieht, und verwies auf gleich bleibende Machtstrukturen und Ausbeutung. Viel wichtiger ist die Notwendigkeit das System zu ändern, denn schließlich „bleibt das Auto gleich, unabhängig davon mit welchem Treibstoff es betrieben wird“.

Andreas Zumach
 (Journalist und UN-Korrespondent aus Genf) ging anschließend auf die Ressourcenpolitik Chinas, Russlands und Indiens ein. Zunächst warnte er vor den offiziellen Zahlen der Internationalen Energiebehörde (IEA), die im Zusammenhang mit den noch vorhandenen Ölvorkommen auf der Welt genannt werden. Diese sind kritisch zu hinterfragen, da Regierungen großes Interesse daran haben, die Menge der eigenen Ölreserven „hoch zu lügen“, um dadurch höhere Förderungen zu erhalten. 50% des Energiezuwachses weltweit bis 2030 sind Zumach zufolge China und Indien zuzuschreiben. Vor allem Indien wird bis 2030 seine Energieabhängigkeit verdoppeln und bis 2020 die Bevölkerungsanzahl Chinas überholen. Als größter Gasproduzent der Welt konnte Russland seine hohen bilateralen Schulden begleichen. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion kam es in den 90er Jahren zunehmend zu ungeregelten Privatisierungen, die jedoch unter Vladimir Putin großteils wieder rückgängig gemacht wurden, wie etwa das Beispiel Gasprom zeigt. Um die notwendige Energiewende herbeizuführen, plädierte Zumach für einen dreiseitigen Ansatz: erstens müsste der Energieverbrauch drastisch gesenkt werden, zweitens die Energieeffizienz gesteigert werden und drittens eine Umstellung auf erneuerbare Energien erfolgen. Die Umsetzung dieser drei Schritte ist alleine schon aus ökologischen Gründen von großer Bedeutung und verringert zudem die Wahrscheinlichkeit heißer Ressourcenkriege. Laut Zumach sollte dabei vor allem der Westen mit gutem Beispiel vorangehen und nicht mit dem moralischen Zeigefinger den Energieverbrauch anderer Länder, wie etwa Chinas, anprangern. Letztendlich ist die Erreichung der Energiewende vor allem vom politischen Willen der Regierungen abhängig. Durch diesen Vormittag führte Johannes Marlovits (ORF).

Im Abendvortrag, welcher von Alexandra Elbling (EPU) moderiert wurde, stellte Freda Meissner-Blau (Begründerin der Grünen und Aktivistin der Friedens- und Umweltbewegung) fest, dass der Mensch „immer mehr gegen als für die Natur gearbeitet hat“ und deshalb eine lebhafte und vor allem widerständige Zivilgesellschaft vonnöten ist. Obwohl die Zivilgesellschaft nicht gewählt wird, ist sie doch dort legitimiert, wo der Staat nicht mehr in der Lage ist, seine Rolle auszuüben. Anfang der 70er Jahre haben sich die StudentInnenbewegungen der 60er Jahre zu Umweltbewegungen entwickelt und es bildete sich eine Großzahl von BürgerInneninitiativen heraus, die gegen Umweltkatastrophen wie kippende Meere und vergiftete Flüsse demonstrierten. Zwar ist es nicht gelungen, die Welt zu verändern, jedoch konnten einige Erfolge im Bereich des Umweltschutzes erreicht werden. Meissner-Blau kritisiert die heutzutage vorherrschende „ökologische Blindheit der Mächtigen“ und konstatierte, dass die ökologische Situation weltweit immer schlechter wird. Ein großes Problem stellt die Privatisierung des Wassers dar: so kontrolliert etwa der französische Konzern Viola 70% der privatisierten Wasserversorgung der Welt. Für indigene Völker in Lateinamerika hat dies verheerende Folgen, da sie sich das Wasser nicht mehr leisten können. Sie blickte auch auf den erfolgreichen Widerstand in Österreich gegen die Errichtung des Atomkraftwerkes in Zwentendorf und gegen das geplante Kraftwerk in den Donauauen, welches katastrophale Auswirkungen auf die Umwelt gehabt hätte, zurück. Dieser Widerstand war damals noch möglich, da „die Demokratie noch funktionierte“. Die Erfolge der Umweltbewegung in Zwentendorf und Hainburg hatten die Republik verändert, jedoch „merkt man heute davon nicht mehr viel“, so Meissner-Blau.

Auf dem Weg zu einer neuen Klima- und Ressourcenpolitik?

Aus einer naturwissenschaftlichen Perspektive näherte sich Helga Kromp-Kolb
 (Universität für Bodenkultur, Wien) dem Klimaproblem, welches etwa durch globale Temperaturerhöhung, Schmelzen der Gletscher und veränderte Niederschlagsformen und -mengen messbar ist. In diesem Zusammenhang präsentierte Kromp-Kolb zukünftige Klima- und Temperaturszenarien, deren zufolge die Erwärmung zwischen 2( und 6( zunehmen wird, und gab aber zu Bedenken, dass es sich hierbei nicht um Prognosen handeln könne, da Einflussnahmen etwa durch menschliches Verhalten nicht absehbar sind. Prinzipiell verwies sie auf das Konfliktpotential, welches dem Klima- und Ressourcenproblem inhärent ist und appellierte „das Unbeherrschbare zu vermeiden und das Unvermeidbare zu beherrschen“. Ohne Minderungsmaßnahmen werden uns Klimaschäden künftig 5-20% des globalen BNP pro Jahr kosten, so Kromp-Kolb. Selbst die Maßnahmen zur Stabilisierung der 2( Erwärmung würden sich auf 1% des globalen BNP pro Jahr belaufen, wenn rasch gehandelt werde. Es ist demnach dringend notwendig das 2(-Szenario nicht zu überschreiten, umfassende Emissionsreduktionen herbeizuführen und nachhaltige Lösungsansätze anzusteuern. Auch eine Schwerpunktsetzung auf Kernenergie, die heute 6% des globalen kommerziellen Primärenergieaufkommens und 16% der globalen Stromerzeugung ausmacht, ist keine Lösung. Dies würde zwar zu einer Reduktion von Treibhausgasen führen, wäre aber angesichts der „Energielücke“ durch den Rückgang von Öl und Gas, dem Zuwachs an Strombedarf und nicht zuletzt angesichts Sicherheits- und Proliferationsrisiken problematisch.

Jürg Staudenmann
 vom United Nations Development Programme (UNDP) referierte anschließend über das Konfliktpotential der Ressource Wasser. So gibt es seiner Meinung nach genug Wasser auf der Erde, das Problem stellt jedoch dessen ungleiche Verteilung dar. Zurzeit haben 1,1 Milliarden Menschen weltweit keinen Zugang zu Wasser. 20 bis 30% der Wasserressourcen werden für Haushalt, Industrie und Gewerbe verwendet, während 70 bis 80% auf die Landwirtschaft entfallen. Die Perversität liegt laut Staudenmann darin, dass die ärmeren Bevölkerungsschichten über qualitativ schlechteres und auch weniger Wasser verfügen, jedoch dafür mehr bezahlen müssen. Wasser ist auch deshalb von großer Bedeutung, da es die Basis für menschliche Entwicklung darstellt. Staudenmann versuchte die weit verbreitete These zu relativieren, dass die nächsten Kriege um Wasser geführt werden. So hat es seiner Meinung nach mehr Kooperationen als Konflikte um die Ressource Wasser gegeben, und verweist dabei auf die „Nile Basin Initiative“ zwischen Sudan und Ägypten, welche die Wasserverteilung im Niltal zwischen den beiden Staaten regelt. „Über einen gewissen Zeitraum hinweg können alle Wasserdispute gelöst werden“, so Staudenmann. Eine zukunftsfähige Wasserpolitik liegt in einer gerechteren Verteilung des Wassers, einer Steigerung der Effizienz und der Nutzung von Wasser für kooperative Projekte. Weiters ist im Wassersektor auch ein ausgewogenes Verhältnis zwischen privaten Märkten und staatlicher Regelung notwendig, da in bestimmten Fällen der Staat seinen Verpflichtungen nicht nachkommt und die Verteilung des Wassers auf die Bevölkerung nicht mehr gewährleistet werden kann. Die Moderation dieser Vorträge wurde von Annette Scheiner (ORF Weltjournal) gestaltet.

Abends stellte der Bürgermeister der Stadtgemeinde Güssing Peter Vadasz unter der Moderation von Doris Hammermüller (Arge Erneuerbare Energien NÖ-Wien) das Modell Güssing als Zentrum für erneuerbare Energie vor. Die sich im Süden des Burgenlands befindende und 4000 Einwohner zählende Stadt Güssing war bis Anfang der 90er Jahre von hohen Abwanderungsraten betroffen. Unter Bürgermeister Vadasz wurde das Europäische Zentrum für Erneuerbare Energie (EEE) Güssing
 gegründet und dank der EU-Förderungen als EU-Ziel 1-Gebiet ist es durch die Errichtung von Biomassekraftwerken, Photovoltaikanlagen und der Investition in andere erneuerbare Energiequellen gelungen, 99% der Strom- und Wärmeversorgung in Güssing durch nachhaltige Technologien selbst zu erzeugen. Auch im Bereich der Forschung und Entwicklung werden wichtige Projekte in Angriff genommen. Derzeit wird unter anderem an der Synthetisierung von Methan, dem Betrieb von Brennstoffzellen, der Erzeugung von flüssigen Treibstoffen sowie an der Nutzung der Sonne für Raumklimatisierung gearbeitet. Aufgrund des Modellcharakters der Stadt finden sich wöchentlich bis zu 1000 „Ökotouristen“ in Güssing ein. Dank der Investition in erneuerbare Energie konnte die Stadt innerhalb von 10 Jahren 50 neue Betriebsansiedelungen verbuchen und über 1000 neue Arbeitsplätze wurden dadurch geschaffen. Das Modell Güssing ist ein anschauliches Beispiel dafür, dass es durch politischen Willen möglich ist, eine Umstellung auf eine nachhaltige Energieversorgung durchzusetzen.

Nach dem Krieg ist vor dem Krieg. Ressourcenkonflikte mit Mittleren Osten und Zentralasien

Matin Baraki
 (Universität Marburg) arbeitete in seinem Vortrag die US-amerikanischen Rohstoffinteressen im Mittleren Osten und am Kaukasus heraus. Im Weißbuch der NATO steht geschrieben, dass diese in Gebieten interveniert, die sie als strategisch wichtig erachtet. Im Zuge der NATO-Osterweiterung, der Unterstützung Aserbaidschans und der gemeinsamen US-amerikanischen Militärmanöver mit Georgien ist die Russische Föderation von einer viel größeren Anzahl amerikanischer Stützpunkte umgeben als während des Kalten Krieges. Insofern kann es zwischen den USA und Russland aufgrund einer Kleinigkeit zu einer Eskalation kommen, so Baraki. Aus diesem Verständnis heraus lässt sich auch die US-amerikanische militärische Zusammenarbeit mit Israel und der Türkei erklären. Aber auch andere Staaten wie Indien, Pakistan und China verfolgen Rohstoffinteressen in dieser Region. So riefen etwa China und Russland gemeinsam mit Kasachstan, Kirgistan und Tadschikistan die Shanghai Cooperation Organisation ins Leben, um so den Einfluss der USA in diesem Gebiet einzuschränken. Laut Baraki sollten die Taliban in Afghanistan die Ölförderung in diesem Gebiet gewährleisten und wurden deshalb, trotz ihrer Missachtung demokratischer Werte, von den USA unterstützt. Da Afghanistan eine wichtige strategische Position im ölreichen Mittleren Osten einnimmt, war eine US-Intervention schon vor dem 11. September 2001 geplant: „Hätte es den 11. September nicht gegeben, hätte man ihn erfinden müssen“, so Baraki. Auch den Zweiten Tschetschenienkrieg sieht er als einen Ausdruck des Kampfes um Rohstoffe in dieser geostrategisch bedeutenden Weltregion. Als der Erste Tschetschenienkrieg 1996 beendet war, war die Situation für verschiedene Ölkonzerne zu instabil, um eine Ölförderung im Kaukasus sicherzustellen. Aufgrund dessen kam es dann 1999 zum erneuten Einmarsch in Tschetschenien. Die Moderation oblag Ursula Gamauf (ÖSFK).

Über Zusammenhänge von Ölinteressen und dem Konflikt mit dem Iran, der über die weltweit drittgrößten Erdöl- und zweitgrößten Erdgasvorkommen verfügt, referierte Udo Steinbach
 (GIGA Institut für Nahoststudien, Hamburg).
 Er skizzierte das historische Ringen westlicher Regierungen und Erdölunternehmen mit dem Iran zwischen Islamischer Revolution, versuchtem Regimechange durch die USA und dem Irak-Konflikt als Vorspiel auf den eigentlichen Gegner Iran. Dieser ist in der Irak-Frage, vor allem in der schiitischen Szene zum wichtigsten Gegenspieler der USA geworden, die ohne Iran aber aus dem Debakel nicht herauskommen, so Steinbach. Die Frage der Kooperation ist geprägt von Sanktionen und Kriegsandrohungen der USA aber auch von dem Paradigmenwechsel auf iranischer Seite, weg vom Primat des Erdöls hin zu dem der Kernenergie, um „raus aus der Froschperspektive auf Augenhöhe“ zu kommen. Steinbach zitierte die iranische Friedensnobelpreisträgerin Shirin Abadi, die dazu auffordert, Ahmadinedschad nicht ernst zu nehmen. Er sei nicht demokratisch gewählt worden und erfahre seine Aufwertung durch den Westen. Weiters fordere sie die zivile Nutzung der Kernenergie, die völkerrechtlich jedem Staat zustehe, sowie eine umfassende technologische Kooperation und Unterstützung demokratischer Kräfte. Steinbach resümierte, dass Iran unter Ahmadinedschad zwar eine Bedrohung darstelle, die „Radikalisierung aber als Folge der Unfähigkeit der Internationalen Gemeinschaft zu sehen ist, auf die Herausforderungen im Nahen und Mittleren Osten zu reagieren“ und verwies darauf, dass eine Proliferation in der Region wie etwa in Ägypten oder Jordanien unvermeidbar ist.

Die diesjährige Podiumsdiskussion unter der Leitung von Wolfgang Machreich
 (Journalist, Die Furche) widmete sich der Frage, ob eine gemeinsame und nachhaltige EU-Energiepolitik die „battle groups“ arbeitslos macht. Thomas Seifert
 (Journalist, Die Presse) stellte vorab zwei unterschiedliche Szenarien für eine EU-Energiepolitik in den Raum: entweder man verfolgt eine Politik, die auf Multilateralismus basiert oder man versucht, imperiale Aspirationen durchzusetzen. Sollte sich das zweite Szenario in der EU durchsetzen, würde dies für die Einsatz der „battle groups“ sprechen, so Seifert. Gerald Oberansmayr
 von der Werkstatt Frieden und Solidarität Linz zeigte auf, dass sich die Idee einer EU-Militarisierung schon seit 1993 in Planung befindet. Das European Defence Paper 2004 legt auch die Verknüpfung von Militarisierung und wirtschaftlichen Interessen offen. Oberansmayr betonte abschließend die Macht der Ölkonzerne und die enge Vernetzung zwischen dem militärisch-industriellen Komplex und der Ölbranche. Eine Gegenposition bezog Gunther Hauser
 von der Landesverteidigungsakademie Wien. Seiner Meinung nach ist die Kapazität der „battle groups“ so gering, dass eine weitreichende Energiesicherung gar nicht möglich sei. Die „battle groups“ sollen nur durch ein UN-Mandat tätig werden können und verschreiben sich den Petersberger Aufgaben, die etwa humanitäre Einsätze beinhalten. Auch sei die Aufgabe der Energiesicherung rechtlich nicht vorgesehen. Heinz Högelsberger von Global 2000 plädierte für eine Lösung des Klimaproblems durch entsprechende Veränderungen im Straßenverkehr, in der Industrie und in der Strom- und Landwirtschaft. Wenn man die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen reduzieren würde, so Högelsberger, wären die „battle groups“ zur Sicherung von Energiequellen und Transportwegen nicht mehr notwendig.

Energiepolitik im „geostrategischen Hinterhof“ von USA und EU

Die Vormittagsvorträge des fünften Akademietages unter der Moderation von Cornelia Krebs (Journalistin, ORF) beschäftigten sich mit zwei Großräumen, die im Schatten des Fokus auf den Nahen und Mittleren Osten oft weniger Beachtung finden. Karin Kneissl
 (Journalistin, Nahostexpertin) referierte über Energie- und Ressourcenpolitik in Afrika, wo der „Fluch der Rohstoffe“ seit jeher Begierden geweckt hat und nicht erst mit der europäischen, sondern bereits mit der arabischen Kolonialisierung rund um Gold- und Sklavenhandel seinen Anfang genommen hat. Heute erlebt Afrika mit den Interessen externer Akteure an Energieträgern und Rohstoffen – neben USA und EU auch verstärkt ostasiatische Länder wie China, Malaysia und Vietnam – seine dritte Kolonialisierung, nicht zuletzt um die hohe Abhängigkeit vom Nahen und Mittleren Osten zu reduzieren. Neben Armut und Unterentwicklung ist Afrika, das die meisten „least developed countries“ zählt, geprägt von vergessenen Konflikten wie etwa im Kongo mit drei Millionen Toten seit 2000, von Systemen der Korruption wie etwa in Nigeria, wo sich eine kleine Elite oder auch „fat cats“ bereichert, sowie von zunehmender Fragmentisierung, Sezessionsbestrebungen und Kriminalisierung. Externe Akteure wie China, das wichtigste Entwicklungshilfe-Geberland Afrikas, verfolgen eine Nicht-Einmischungspolitik bis Hofieren diktatorischer Regime, solange diese den eigenen Interessen genügen. Kneissl appellierte, dass die Entwicklungszusammenarbeit (EZA), welche autoritäre Strukturen wie etwa in Uganda verfestigt hat, völlig neu überdacht werden muss und dass darüber hinaus neue WTO-Verhandlungen fernab vom EU-Protektionismus nötig sind, um den Zugang afrikanischer Waren zu internationalen Märkten zu ermöglichen. Einen Ausweg aus der Krise sieht Kneissl in der Transformation der Energiepolitik zu einem Energiemix und warnt vor Biotreibstoffen, welche zu ähnlichen ökologischen Problemen wie in Indonesien und zum täglichen Ansteigen von Nahrungsmittelpreisen führen. Die EZA jedenfalls hat Afrika keine Lösung beschert, so Kneissl.

Peter Stania vom International Institute for Peace ging in seinem Vortrag auf die Energie- und Ressourcenpolitik Lateinamerikas ein. Während des Kalten Krieges führten die USA in Lateinamerika mehrere militärische Interventionen durch, um ihre multinationalen Konzerne zu schützen. Vor allem zeigte sich dies in Mexiko und beim US-gestützten Putsch in Chile am 11. September 1973, welcher laut Stania auch Einfluss auf die Geschehnisse des 11. September 2001 hatte. Die europäischen Unternehmen unterschieden sich vom moralischen Standpunkt her aber nicht viel von den amerikanischen, die Europäer hatten nur nicht die notwendige Logistik in Lateinamerika, um ihre Konzerne militärisch zu unterstützen. In Venezuela kam es unter Hugo Chavez zu einer Re-Nationalisierung der Ölfelder, wobei 51% in der Hand der venezolanischen Regierung blieben. Europäische Konzerne akzeptierten diese Aufteilung, während sie amerikanische Firmen ablehnten. Brasilien unter Präsident Lula da Silva setzt nun verstärkt auf Atomenergie, um als weltpolitischer Akteur ernst genommen zu werden. Lateinamerika versucht, sich als eigenständiger Akteur auf der Bühne der internationalen Beziehungen zu präsentieren. So scheiterte etwa die Ausweitung der NAFTA (North American Free Trade Agreement) am Widerstand Kubas, Chiles, Brasiliens und Venezuelas. Mit dem Entwurf der ALBA (Alternativa Boliviariana para los pueblos de Nuestra América) setzten Kuba, Venezuela, Bolivien und Nicaragua den USA ein eigenes Konzept für eine Wirtschaftsgemeinschaft entgegen, und es scheint realistisch, das auch andere lateinamerikanische Staaten dieser Gemeinschaft beitreten. Somit ist die Voraussetzung für einen „ernsthaften antikolonialen Widerstand“ vorhanden, jedoch könnte dieser Prozess auch scheitern, so Stania.

Neue Ressourcenpolitik erfordert eine neue Wirtschaftspolitik

Nach dem ökumenischen Friedensgottesdienst von Evelyn Hödl (Umweltbeauftragte der Erzdiözese Wien) und Pfarrer Michael Meyer fanden sich die TeilnehmerInnen der Sommerakademie ein letztes Mal im großen Plenarsaal zu den Vormittagsvorträgen ein. 

Um Globalisierungsgestaltung und Zukunftsperspektiven ging es im Vortrag von Franz-Josef Radermacher
 (Universität Ulm, Global Marshall Plan Initiative), der gleich anfangs vorwegnahm, dass wir technologisch betrachtet zwar immer besser werden, dies aber auch immer mehr Probleme schafft, so dass man von einem „Boomerang-Effekt“ sprechen kann. Ein weiteres Problem neben unserer Leistungsfähigkeit ist das Wachstum der Bevölkerungszahlen. Schon 2050 ist mit 10 Milliarden Menschen zu rechnen, wobei allein China und Indien so viel zählen werden wie 1965 die gesamte Menschheit. Hinzu kommt die Diskrepanz zwischen Reich und Arm, wo 20% der Weltbevölkerung über 80% des Reichtums verfügen und umgekehrt 80% über nur 20%. Die Demokratie ist Radermacher zufolge ein „globales Problem“, denn z.B. „in der WTO ist man als armes Land besser keine Demokratie“. Prinzipiell gestaltet sich die globale Ordnung zwischen souveränen Staaten die sich im eigenen Interesse über demokratische Strukturen hinwegsetzen und ihre Macht im Sinne einer „hidden agenda“ für Regelsetzungen nützen, „um zu bekommen was sie wollen, ohne zu sagen was sie wollen“. Die Erde wird dabei „gleich einer Zitrone ausgepresst“, so Radermacher, betrachtet man nur den ökologischen Fußabdruck, wo die USA ein Vierfaches ihrer Fläche verbrauchen und Afrika dagegen nur ein Viertel, was ersteres überhaupt möglich macht. „Der Norden kann im eigenen Interesse gar nicht wollen, dass der Süden reich wird“ echauffiert sich Radermacher. Das „Auskommen mit einem begrenzten Kuchen“ ist also eine Frage der „Governance“. Technischer Fortschritt ist dabei nur eine Chance und angesichts des Boomerang-Effekts keine Lösung. Schließlich bleiben uns neben dem totalen Kollaps nur zwei Möglichkeiten: das Modell der „Brasilianisierung der Welt“, dem Radermacher eine 50%ige Wahrscheinlichkeit einräumt, wo eine kleine reiche Elite in einem sonst armen Land einen hohen Energiepreis zahlt. Und andererseits das „ökosoziale Balancemodell“, das in etwa dem Global Marshall Plan entspricht und das durch „Querfinanzierung“ ein Aufholen der Armen ohne Brasilianisierung ermöglicht, was aber bedeutet, dass wir für ein gewisses Set von Standards (keine Kinderarbeit, nachhaltige Müllentsorgung, etc.) bezahlen müssen.

Der Träger des alternativen Nobelpreises und Mitglied des deutschen Bundestages Hermann Scheer
 sieht den Wechsel zu erneuerbaren Ressourcen als eine notwendige Voraussetzung für Frieden. Er kritisierte die in der Klimadebatte vorherrschende, ausschließliche Fixierung auf das CO2 Problem, da diese zu einer Renaissance der Atomenergie führt und diese verharmlost. Scheer identifizierte eine Zahl von energiebedingten Weltkrisen, die einen Umstieg auf erneuerbare Energien notwendig machen: die Erzeugung von Treibhausgasen, das Problem der Atomkraft, die Verfügbarkeitskrise, die Gesundheitskrise, die Agrarkrise und schließlich die Wasserkrise. Der Unterschied zwischen herkömmlichen und erneuerbaren Ressourcen zeigt sich darin, dass erstere endlich und nur an bestimmten Orten vorhanden sind und durch deren Verwendung Emissionen erzeugt werden. Aus diesem Grund kam Scheer zu dem Schluss, dass es „keine Alternative zum Wechsel auf erneuerbare Energien gibt“. Trotzdem werden diese in der naturwissenschaftlichen Welt oft als zweitrangig angesehen und es lässt sich eine gewisse Widerwilligkeit beobachten, diese zu implementieren. Deshalb darf diese Entwicklung seiner Meinung nach nicht mehr der Energiewirtschaft überlassen werden, die durch die Umstellung auf alternative Energieformen zu einem großen Verlierer werden würde. Scheer zufolge ist es naiv einen globalen Konsens herstellen zu wollen, da dieser Denkansatz falsch ist. Es geht bei der Energiewende um einen grundlegenden strukturellen Wandel, der nicht im Konsens erreichbar ist. So würde beispielsweise ein Gesetz für erneuerbare Energien mehr bewirken als das Kyoto-Protokoll. Aus diesem Grund fordert er die Gründung einer Internationalen Behörde für Erneuerbare Energie. Die einzigen zwei energiebezogenen Organisationen in den Vereinten Nationen beschäftigen sich mit der Nutzung von Atomenergie, deshalb müsste durch die von Scheer geforderte Behörde ein Gegengewicht geschaffen werden. Auf diesem Wege könnte man etwa auch dem Iran die Solarenergie als eine Alternative zur Atomenergie nahelegen. Durch diesen Vormittag führte Christa Hager
 (Journalistin, derstandard.at).

Workshops

Nachmittags kamen die TeilnehmerInnen der Sommerakademie in einem der acht angebotenen Workshops zusammen, um ihr Wissen rund um die Klima-, Energie- und Ressourcenproblematik zu vertiefen. Im Integrativworkshop von Peter Strutynski (Universität Kassel) bot sich die Gelegenheit offene Fragen und Denkansätze mit den Vormittagsvortragenden zu diskutieren. Andreas Zumach (Journalist, Genf) erörterte im Workshop „Die kommenden Kriege um Ressourcen“ Veränderungen in der Weltpolitik an den Beispielen Iran, Sudan und Venezuela. Um konkrete Lösungsansätze von NGOs wider das Klimaproblem ging es bei Doris Hammermüller (Arge Erneuerbare Energie NÖ-Wien) und Peter Steyrer (Grüner Klub im Parlament), die auch GastreferentInnen aus der NGO-Szene geladen hatten. Lühr Henken (Bundesausschuss Friedensratschlag) untersuchte mit seiner Arbeitsgruppe einschlägige Dokumente aus den Bereichen Politik und Militär auf eine gezielte Auseinandersetzung mit knapper werdenden Ressourcen. Werner Ruf (Universität Kassel) öffnete das Feld der Energiepolitik und -interessen auf den Raum des „Greater Middle East von Marrakesch bis Bangladesch“ und diskutierte Strategien von Regierungen im Schatten des „Krieg gegen den Terror“. Aus einer kulturvergleichenden und sozialanthropologischen Perspektive näherten sich Ulrike Davis-Sulikowski (Universität Wien) und ihre Gruppe unterschiedlichen Konzepten und Modellen des Umgangs mit Ressourcen zwischen „global und lokal, Mikro- und Makroebenen, politischer Ökonomie und philosophischen Systemen“. Knut Krusewitz (TU Berlin, Friedens- und Umweltaktivist) untersuchte in seinem Workshop verschiedene Dimensionen von Gewaltförmigkeit in der Energiewirtschaft und mögliche zukunftsorientierte Strategien der Nachhaltigkeit. Zum zweiten Mal fand der JungforscherInnenworkshop von Rita Glavitza und Georg Leitner (StudentInnen der Kultur- und Sozialanthropologie) statt, in dem auch heuer wieder engagierte JungwissenschafterInnen ihre Arbeiten zum Thema der Sommerakademie vorstellen konnten.

Neben den Workshops hatten die TeilnehmerInnen der Sommerakademie auch durch das festliche Abendprogramm die Möglichkeit einander kennenzulernen, sich auszutauschen und miteinander zu feiern, wie etwa beim Empfang durch die burgenländische Landesregierung, die zu Speis und Trank eingeladen hatte oder beim großen Burgfest, das mit der mitreißenden Band „Moleque de Rua“ (São Paulo) begeisterte.

Publikationen

Ende Dezember 2007 ist die Erscheinung des Buches zur Akademie mit Beiträgen aller ReferentInnen in der Publikationsreihe „Dialog – Beiträge zur Friedensforschung“ geplant. Die Ergebnisse des JungforscherInnenworkshops werden in der Reihe SAFRAN „Schlaininger Arbeitspapiere für Friedensforschung, Abrüstung und Nachhaltige Entwicklung“ veröffentlicht.

Die 25. Internationale Sommerakademie wird von 6. – 11. Juli 2008 in Schlaining stattfinden.

� Diplomandin am Institut für Kultur- und Sozialanthropologie der Universität Wien, Praktikantin am ÖSFK Wien.


� Student der Kultur- und Sozialanthropologie der Universität Wien, Praktikant am ÖSFK Wien.


� Wissenschaftlicher Mitarbeiter am ÖSFK, Koordinator der Internationalen Sommerakademien.


� Sachs Wolfgang, Santarius Tilman: Fair Future. Ressource Conflicts, Security and Global Justice, London 2007.


� Altvater Elmar: Das Ende des Kapitalismus, wie wir ihn kennen: Eine radikale Kapitalismuskritik, Münster 2005.


� Zumach Andreas: Die kommenden Kriege: Ressourcen, Menschenrechte, Machtgewinn – Präventivkrieg als Dauerzustand?, Köln 2005.


� Kromp-Kolb Helga, Herbert Formayer: Schwarzbuch Klimawandel. Wie viel Zeit bleibt uns noch? Salzburg 2005.


� United Nations Development Programme (Hrsg.): Bericht über die menschliche Entwicklung 2006. Nicht nur eine Frage der Knappheit: Macht, Armut und die globale Wasserkrise, Berlin 2006.


� Für weitere Informationen siehe: www.eee-info.net.


� Baraki Matin: Kampffeld Naher und Mittlerer Osten, Heilbronn 2004.


� Steinbach Udo, Ende Werner: Der Islam in der Gegenwart, München 2005.


� Aufgrund eines Terminproblems referierte Udo Steinbach am 13.7. und Franz-Josef Radermacher am 11.7. Hier wird der programmgemäße Ablauf zu Grunde gelegt. 


� Die Furche: Nützliche Terror-Idioten. Sprint im Wettlauf um Afrikas Öl- und Gasvorräte. Terror bietet daher eine willkommene Rechtfertigung für den Bau von Militärbasen, Wien, 19.7.2007, S. 5.


� Seifert Thomas: Schwarzbuch Öl: eine Geschichte von Gier, Krieg, Macht und Geld, Wien 2005.


� Oberansmayr Gerald: Auf dem Weg zur Supermacht. Die Militarisierung der Europäischen Union, Wien 2004.


� Hauser Gunther: Sicherheit, Energie und Wirtschaft – Europa als globaler Akteur. Schriftenreihe der Landesverteidigungsakademie, Wien 2006.


� Kneissl Karin: Der Energiepoker – Wie Erdöl und Erdgas die Weltwirtschaft beeinflussen, München 2006.





� Radermacher Franz-Josef: Globalisierung gestalten, Berlin 2006.


� Scheer Hermann: Energieautonomie. Eine neue Politik für erneuerbare Energien, München 2005.


� Unter http://derstandard.at/?url=/?id=2959473 finden sich mehrere Beiträge über Referate der Sommerakademie 2007.


� Ab Feber 2007 unter http://www.aspr.ac.at/sak2007/safran04.pdf abrufbar.
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